
 
Auszug aus der Niederschrift 
über die 08. Sitzung des Ausschusses für Familie, Sicherheit und 
Gleichstellung am 12.10.2016  
 
 
Zu TOP : 4.1  
Europäische Städte-Koalition gegen Rassismus (ECCAR) 
Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Vorlage: AN 0038/2016  
Frau Dr. Stahlberg erläutert, dass der Ausschuss während der letzten Beratung zu diesem 
Thema übereinkam, eine Fraktionsberatung durchzuführen. Sie bittet daher zunächst um die 
Stellungnahmen der Fraktionen. 
 
Frau Dr. Carstensen möchte zunächst wissen, wie die Umsetzung des in den Unterlagen 
befindlichen Aktionsplanes erfolgen soll. 
 
Frau Kindler verweist auf die bereits geführte Beratung und auf die ausgeschriebene Stelle 
des Migrations- und Integrationsbeauftragen, zu der die Auswahlgespräche am 13.10.2016 
stattfinden. Man hofft, dass die Netzwerkarbeit für dieses Bündnis innerhalb dieser Stelle 
wahrgenommen werden kann. 
Frau Kindler betont, dass es einer UNESCO-Welterbestadt, die auch vom Tourismus lebt, 
sehr gut ansteht, dieser Organisation anzugehören. Gerade in der jetzigen Zeit ist es 
besonders für die Flüchtlinge wichtig, Ansprechpartner eines Netzwerkes zu haben. 
 
Frau Dr. Stahlberg berichtet, dass seitens der CDU/FDP-Fraktion eingeschätzt wird, 
dass das Anliegen einen guten Ansatz bietet, jedoch bedeutet es hier auch einen 
Verwaltungsaufwand, der mit dieser einen Stelle nicht zu bewerkstelligen zu sein scheint. 
Die Stelle des Migrations- und Integrationsbeauftragten darf nicht derart überfrachtet werden, 
dass die Aufgabenerfüllung nicht gewährleistet werden kann. 
Zusätzlich muss bedacht werden, dass die Stelle zunächst für 2 Jahre ausgeschrieben 
wurde. Was geschieht jedoch nach dieser Zeit?  
Auch die tatsächlichen Kosten scheinen noch nicht wirklich überschaubar, so dass die 
CDU/FDP-Fraktion dem vorliegenden Antrag so nicht zustimmen kann. 
 
Frau Kindler schätzt den Aufwand nicht so hoch. Insbesondere geht es um 500,00 € 
Beitrittsgebühr. Ansonsten sieht sie es als Bekenntnis der Stadt gegen Rassismus. 
 
Herr Albrecht informiert, dass der Aufwand von Stadt zu Stadt unterschiedlich zu sehen ist. 
Es hängt vom Programm ab, das gemeinsam mit Verwaltung und Ausschuss erarbeitet 
werden sollte, wenn ein entsprechender Bürgerschaftsbeschluss zur Mitgliedschaft gefasst 
wird. 
Dennoch geht es um eine freiwillige Aufgabe, die Kosten verursacht.  
Voraussichtlich könnte die zu besetzende Stelle einen Teil der Aufgaben miterledigen, aber 
in welchem Umfang dies möglich und nötig ist, vermag man jetzt noch nicht zu sagen. Es ist 
herauszufiltern, welche Vorhaben aus dem Aktionsprogramm in Stralsund umgesetzt werden 
sollen, wie groß der Arbeitsaufwand damit wird und ob man diese Aufgaben dieser Stelle 
überträgt. Eine heutige Bestätigung der Aufgabenübernahme kann durch Herrn Albrecht 
nicht erfolgen. 
 
 
 
 
 



Auf die Frage von Frau Dibbern, wann der Arbeitsbeginn des Integrationsbeauftragten sein 
wird, antwortet Herr Albrecht, dass der Arbeitsbeginn spätestens zu Jahresbeginn 2017 sein 
soll.  
 
Frau Dibbern erfragt, ob man nach der Probezeit, evtl. in einem halben Jahr, das Anliegen  
noch einmal beraten sollte, da man dann sicher die Aufgaben genauer benennen kann. Herr 
Albrecht kann sich dieses Vorgehen vorstellen. 
 
Frau Friesenhahn befürwortet den Vorschlag ebenfalls. Somit besteht die Chance, den 
Antrag doch noch umsetzen zu können. 
 
Herr Ihlo geht auf die Tätigkeit des Beauftragten ein und bestätigt ebenfalls den Vorschlag. 
Er sieht dennoch die Gefahr, dass Rechte in Stralsund demonstrieren. 
Auch mit Umsetzung des Antrages wird man dies nicht verhindern können. 
 
Frau Kindler empfiehlt, in anderen Städten nachzufragen, um zu erfahren, wie man diese 
Mitgliedschaft ausfüllt. Schon die Mitgliedschaft sieht Frau Kindler als deutliches Zeichen 
gegen Rassismus. 
 
Frau Tiede stimmt ebenfalls für ein Abwarten, um nicht den Integrationsbeauftragten von 
Anfang an mit dieser zusätzlichen Aufgabe zu überfordern. 
 
Frau Dr. Carstensen sieht keine Aufgabenüberfrachtung. Sie möchte weiter den Kampf 
gegen Rassismus führen. Das Programm empfindet sie nicht als überdimensioniert, vielmehr 
gehe es doch um Leitlinien, die in den Köpfen der Menschen existieren sollten. 
 
Frau Kindler empfindet diese Aufgabe fast als Bedingung für die Stellenausschreibung. 
Sie bittet eindringlich, Stralsund in dieses Bündnis aufzunehmen. 
 
Frau Dr. Stahlberg fasst zusammen, dass eine umfangreiche Diskussion im Ausschuss dazu 
führte, die Einarbeitungszeit des Migrations- und Integrationsbeauftragen abzuwarten. Eine 
erneute Beratung zum Thema sollte in der April-Sitzung des Jahres 2017 stattfinden.  
 
Diesem Vorschlag stimmen die Ausschussmitglieder wie folgt zu:  
  
Abstimmung: 5 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 3 Stimmenthaltungen 
 
 
 
für die Richtigkeit der Angaben: gez. i.A. Constanze Schütt 

Stralsund, 24.10.2016 
 
 
 
 
 
  


